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AKTUELL 

Zahl der Asylgesuche 
sprunghaft angestiegen 

Die Zahl d e r  in de r  Schweiz ge
stellten Asylgesuche ist i m  Januar  
1997 sprunghaft u m  rund  30 Prozent 
gegenüber  d e m  Vorjahr angestiegen. 
Wie das Bundesamt für  Flüchtlinge 

(BFF) am Dienstag au f  Anfrage be
kanntgab, gingen im vergangenen 
Mona t  1801 Gesuche ein, verglichen 
mit  1385 im Januar  1996. Die  grösste 
Zah l  de r  Gesuchsteller s tammte mit 
646 aus de r  Bundesrepublik Jugo
slawien, gefolgt von Sri Lanka mit 
213, de r  Türkei  mit 119, Somalia mit 
118 und Bosnien-Herzegowina mit 
96 Gesuchstellern. 

Raubgold soll 
eingefroren werden 

Die USA, Britannien und Frank
reich sollen sich laut de r  «New York 
Times» vom Dienstag darauf  ge
einigt haben, die Verteilung von 
Nazi-Raubgold im Wert von 68 Mil
lionen Dollar einzufrieren. Es  solle 
als Grundstock für einen Fonds zu
gunsten von Holocaust-Opfern die
nen. Laut  «New York Times» soll die 
US-Regierung Britannien und 
Frankreich überzeugt haben,  die 
Verteilung des seit einem halben 
Jahrhundert  eingelagerten Goldes 
einzufrieren. Es gebe neue Beweise, 
die die Ansicht jüdischer Gruppen  
stütze, das Gold  stamme teilweise 
von Juden, die von den Nazis ermor
de t  worden seien. Das  Gold war den 
Alliierten nach dem Krieg abgelie
fert worden. 

Ex-Generalstabschef 
Jörg Zumstein gestorben 

D e r  frühere Generalstabschef 
Jö rg  Zumstein ist wenige Tage nach 
seinem 74. Geburtstag gestorben. 
Dies bestätigte das Eidgenössische. 
Militärdepartment (EMD)  am 
Dienstag. Zumstein hat te  seine Mi
litärkarriere mit dem Eintritt in das  
Instruktionskorps der  Infanterie im 
Jahre 1950 begonnen und w a r  von 
1981 bis 1985 Generalstabschef. In 
d e r  Nacht  zum Dienstag erlag de r  ge
bürt ige Berner  und  Vater von sechs 
Kindern offenbar an seinem Wohn
o r t  Münsingen (BE)  einem Herzver
sagen. 

VU-Präsident übermittelte FBPL ein Koalitionsangebot 
VU möchte «Bildung einer grossen Koalition» möglichst bald, über die Bühne bringen - FBPL-Vorstand berät heute über weiteres Vorgehen 

(G.M.) - Gibt es erneut eine «grosse 
Koalition» zwischen V U  und FBPL? 
Diese Frage beschäftigt nach den Land
tagswahlen vom Sonntag die Gremien 
beider Parteien. Die V U  unterbreitete 
gestern der FBPL ein Koalitionsangebot. 
Die FBPL, die sich nach ihren Stimmen
verlusten in beiden Wahlkreisen mit der 
Frage der Opposition befasst, wird heute 
abend in einer Sitzung des Landesvor
standes über das weitere Vorgehen bera
ten. 

«Im Auftrag des Parteipräsidiums de r  
V U  unterbreite ich de r  Fortschrittlichen 
Bürgerpartei in  Liechtenstein das Ange
bot», schrieb gestern VU-Präsident  Os
wald Kranz an die FBPL, «mit d e r  Vater
ländischen Union  eine grosse Koalition 
einzugehen.» Das  VU-Präsidium habe  
sich positiv mit der  gemeinsamen Regie-,  
rungsbildung befasst und sei «einhellig» 
zur Auffassung gelangt, dass die Bildung 
einer grossen Koalition im Interesse des  
Landes und seiner Bevölkerung liege. 

Die  1993 abgeschlossene Vereinba
rung soll nach Auffassung de r  V U  als 
Grundlage d e r  Zusammenarbeit  a u f  Re
gierungsebene für die kommende  Man
datsperiode erneuer t  werden. Die  da
mals acht Punkte  umfassende Erklärung 
legte die Regierüngszusammensetzung 
und die Ressortzuteilung fest, umschrieb 
aber  auch für die Aussenpolitik ein ge-

VU-Präsident Oswald Kranz unterbreite
te gestern der FBPL ein schriftliches A n 
gebot zur Zusammenarbeit in Form einer 
Koalition.... 

meinsames Vorgehen: «Der von de r  
FBPL gestellte Regierungschef-Stellver
treter wird zu diesejn Zweck in die aus-
senpolitischen Verhandlungs- und  E n t -
scheidungsprozesse, miteinbezogen.» 
Ebenso kamen  die. beiden Koalitions
partner überein, dass die Personalent-

FBPL-Präsident Dr. Norbert Seeger 
wird die Frage «Koalition oder Opposi
tion?» in den Parteigremien entscheiden 
lassen. 

scheide für  Anstellungen in d e r  Landes
verwaltung «nach dem Qualifikations
prinzip vorgenommen» würden.  

Die FBPL ha t  gestern noch keine E n t 
scheidung gefällt, doch soll heu te  d e r  
Landesvorstand über das weitere Vorge
hen beraten,  nachdem sich a m  Montag  

Warnung vor Gentech-Risiken für Frauen und Kinder 
Gegnerinnen appellieren an Bundesrätin Dreifuss - Verbot von trähsgeneitt Mais und Gen-Soja verlangt 
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abend bereits das Parteipräsidium zu 
einer grundsätzlichen Aussprache getrof
fen hat. Nach Auskunft von FBPL-Präsi-
dent  Dr. Norbert  Seeger wird innerhalb 
d e r  F B P L  sowohl eine Fortsetzung der  
Koalition wie auch de r  G a n g  in die 
Opposition erwogen. Bevor jedoch  der  
FBPL-Landesvorstand die Weichen für 
das künftige Vorgehen gestellt hat,  sei 
alles offen. Angesprochen au f  das  VU-
Angebot  zur Zusammenarbei t  au f  Re
gierungsebene, erklärte Seeger, au f  das 
Koalitionsangebot könne  erst  eingegan
gen werden, wenn die Frage d e r  Opposi
tion in den Parteigremien geklärt  sei. 

E in  «harter  Hammer»  wäre  nach VU-
Präsident Kranz eine Absage de r  FBPL 
an das Koalitionsangebot, weil dann eine 
Verschärfung des politischen Klimas, 
eine totale politische Konfrontation 
drohe.  Das System de r  Ko-Opposition -
also Zusammenarbeit  von V U  und FBPL 
in d e r  Regierung, das Spiel von Mehr
heitspartei und Opposition im Landtag -
ha t  sich nach seinen Worten «aus der  
Sicht des Landes» bewährt. Sofern eine 
Absage der  FBPL zur Koalitionsbildung 
erfolgt, wird die V U  gemäss Kranz nicht 
bei de r  Freien Liste anfragen: Eine 
Zusammenarbeit  auf  Regierungsebene 
sei schon vor den  Wahlen ausgeschlossen 
worden - weil die F L  selbst auch nicht 
wollte. 

Bern (AP) Mit einem Au f ru f  an Bundesrätin Ruth Dreifuss hat am Dienstag eine Gruppe von Gentech-Gegnerinnen erneut vor 
den Gefahren durch Gentech-Lebensmittel gewarnt. I m  Gegensatz z u  den Lebensmittelproduzenten, die a u f  eine rasche Zulas
sung drängen, verlangen sie ein Verbot von transgenem Mais und Gen-Soja. Gemäss dem Aufruf, der im Rahmen einer Kundge
bung vor dem Bundeshaus von der Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG) sowie von der feministischen Organi
sation gegen Gen- und Reproduktionstechnologie und vom Basler Appell gegen Gentechnologie eingereicht wurde, stellt Gen-Soja 
vor allem auch fü r  Frauen und Kinder ein Gesundheitsrisiko dar. Dabei müsse befürchtet werden, dass die sogenannte Roundup-
Soja grosse Mengen an Pseudo-Östrogenen produziere, sofern sie mit  Roundup-Unkrautvertilger bespritzt werde. Dies könne bei 
Frauen zu Brustkrebs und bei Kindern zu einer Störung des Hormongleichgewichts führen. 

Kohl für Einhaltung der Euro-Kriterien 
«Absoluter Vorrang vor allen Terminen» - G-7-Treffen am Samstag 

Berlin/Frankfurt/M (AP)  Die Einhal
tung der Stabilitätskriterien für die 
Europäische Währungsunion hat für 
Bundeskanzler Helmut Kohl «absoluten 
Vorrang vor allen Terminen». Es werde 
keine Aufweichung der Kriterien bei der 
Einführung des Euro geben, bekräftigte 
Kohl am Dienstag in Berlin. Am Samstag 

' treffen sich in der deutschen Hauptstadt 
die Finanzminister und Notenbank
chefs der sieben führenden Industrie
sstaaten (G-7). 

Dabei  sollen die Situation de r  Welt
wirtschaft und d e r  Devisenmärkte sowie 
Währungsfragen diskutiert werden.  

D e r  künftige Präsident des Euro

päischen Währungsinstituts (EWI),  Wim 
Duisenberg, sprach sich gegen einen for
mellen Stabilitätsrat für  die Euro
währung aus. D e r  niederländische No
tenbankchef  sagte der  Frankfurter  «Bör-
sen-Zeitung», die EU-Finanzminister 
seien zwar für  die Grundsätze der  Wech
selkursverhältnisse innerhalb de r  E U  
und z u  den aussereuropäischen Währun
gen verantwortlich. Da rum müssten sie 
sich auch von Ze i t  zu Zeit  informell tref
fen. E r  glaube aber nicht, dass die E U  
deswegen e ine  neue Institution namens  
Stabilitätsrat brauche. Diese Idee war  
ursprünglich von Frankreich in die Dis
kussion gebracht worden.  

Rasche Regelung der 
Neat-Finanzierung 

Liestal (AP) Die Regionalkonferenz 
der  Regierungen de r  Nordwest
schweiz ha t  vorgeschlagen, die 
Finanzierungsgrundlagen für die 
Neat  rasch und analog dem National-
strassenbau zu regeln. Ein nationaler-
Konsens sei jetzt unabdingbar, jeder 
weitere Streit um Projektvarianten 
führe zu einöm Scherbenhaufen. 

«Die Regierungen de r  Nordwest
schweiz fordern ein Ende  des Streits 
um die Neat-Varianten», teilte die 
Regionalkonferenz am Dienstag mit 
und rief zugleich zum nationalen 
Konsens auf. Nicht die Diskussion 
um Projektvarianten wie Got thard  
und Lötschberg müssten nun  im Vor
dergrund stehen, sondern die 
Grundsätze, über die eine genügende 
Einigung erzielt werden könne. Es 
gehe deshalb jetzt darum, wie beim 
Strassenbau die Finanzierungs
grundlagen für das vom Volk bereits 
beschlossene Gesamtvorhaben fest
zulegen. Dies betreffe das Neat-Netz 
mit Zufahrten, Bahn 2000, T G V  
G e n f  und Basel sowie d e n  Lärm
schutz. Später könnten dann  wie 
beim Nationalstrassennetz die ein
zelnen Bauwerke und ihre Finanzie
rung von Bundesrat  und Bundesver
sammlung j e  nach «Bedarf, Reali
sierbarkeit und Finanzen» freigege
ben  werden. Dieser Vorschlag sei in 
de r  Einsicht entstanden, dass die 
Schweiz in einer Zwangslage stecke. 

Harsche Kritik an Waffenausfuhren 
Kritik der Gemeinschaft fiir Rüstungskontrolle und Waffenausfuhrverbot 

Bern  ( A P )  Die Arbeitsgemeinschaft 
für Rüstungskontrolle und ein Waffen
ausfuhrverbot (ARW) hat am Dienstag 
den massiven Anstieg der Kriegsmate
rialexporte 1996 aus der Schweiz kriti-
siert.Die ARW wendet sich insbeson
dere gegen die Waffenausfuhr nach 
Oman und Indien sowie in andere Span
nungsgebiete. 

Die  A R W  bezieht sich auf  eine Stati
stik d e r  Oberzolldirektion, die für  1996 
Kriegsmaterialexporte aus de r  Schweiz 
im Wert  von insgesamt 232,9 Millionen 
Franken ausweist, 65 Prozent mehr  als im 
Vorjahr. Damals  war die Waffenausfuhr 
aus de r  Schweiz mit 141,2 Millionen 

Franken auf den  tiefsten Stand seit 1973 
gesunken. 

Die A R W  kritisiert insbesondere den 
Expor t  von Kriegsmaterial in Span
nungsgebiete und Länder, welche die 
Menschenrechte verletzten. Obwohl  cHis 
Gesetz  eine Ausfuhr in solche Staaten 
verbiete, habe de r  Bundesrat 1996 Waffe
nexporte von 65,4 Millionen Franken 
nach Oman,  4,2 Millionen Franken nach 
Saudi-Arabien, 5,9 Millionen Franken 
nach Indien und 2,9 Franken Millionen 
nach Pakistan bewilligt. Laut  A R W  hätte 
d e r  Bundesrat insbesondere die Bewilli
gung von Lieferungen nach Indien und 
Pakistan verweigern müssen 


